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Wirkungen für die künftige Tätigkeit auf dem Gebiet der 
Menschenrechte.

2. In aller Breite widmete sich die UN-Vollversammlung
auch dem zweiten Hauptkomplex sozialer Fragen: der
Frauenproblematik. Ihre Behandlung war geprägt von den 
Ergebnissen der UN-Weltfrauenkonferenz in Nairobi, die 1985 
anläßlich der zu Ende gehenden UN-Frauendekade stattfand. 
Die von der DDR — anknüpfend an Projekte vorangegan­
gener Tagungen — vorgelegte Resolution 40/102 zur Dekla­
ration über die Teilnahme der Frau an der Förderung des 
Weltfriedens und der internationalen Zusammenarbeit be­
kräftigte entsprechende Ausführungen im Hauptdokument 
von Nairobi, das „Strategien zur Förderung der Frau bis zum 
Jahre 2000“ gewidmet ist. Infolge eines breiten Konsensus 
für den DDR-Entwurf brauchte in der Vollversammlung dar­
über nicht abgestimmt zu werden.

3. In stärkerem Maße hat sich die UNO der komplizierten 
wirtschaftlichen und sozialen Lage in weiten Teilen der Welt 
zugewandt, die durch kapitalistische Krisen und Hoch­
rüstung sowie durch eine daraus folgende soziale Demontage 
der Errungenschaften der Werktätigen und rapide Verschul­
dung vieler Entwicklungsländer gekennzeichnet ist. Dem seit 
längerem erörterten Thema „Soziale Lage in der Welt“ wirpl 
mehr Gewicht beigemessen. Damit ist die Möglichkeit gege­
ben, Frieden und Abrüstung sowie — am konkreten Beispiel 
der sozialistischen Länder — die Herstellung sozial gerechter 
Eigentumsverhältnisse und die Mitwirkung der Werktätigen 
an grundlegenden Gesellschaftsentscheidungen als Grundvor­
aussetzungen für eine gedeihliche, am Wphle der Menschen 
ausgerichtete Politik herauszuarbeiten.

4. In ihrer Resolution 1986/16 wendet sich die UN-Men- 
schenrechtskommissdon offensichtlich gegen die imzulässige 
Verschleppung der Kodifikationsarbeiten zum Recht auf 
Entwicklung. Sie besteht darauf, die Arbeiten an einer ent­
sprechenden Deklaration in der Vollversammlung mit höch­
ster Priorität fortzuführen. Dazu soll im Januar 1987 eine 
dreiwöchige Tagung von Regierungsexperten stattfinden.

5. Auch in diesem Jahr gelang es einer Arbeitsgruppe 
der Menschenrechtskommission nicht, die Kodifikationsarbei­
ten für eine Konvention über die Rechte des Kindes abzu­
schließen. Jedoch verständigte man sich über weitere fünf 
Artikel, darunter über das Verbot der Ausbeutung von Kin­
dern bzw. der Kinderarbeit, über die Behandlung straffälliger 
Kinder und über einen Vorschlag der VR China gegen den 
Drogenmißbrauch bei Kindern.

Orientierung auf die Unteilbarkeit der Menschenrechte

1. Im vergangenen Jahr hatte die DDR in der UN-Memchen- 
rechtskommission die Initiative ergriffen, durch ein Doku­
ment zur Unteilbarkeit und wechselseitigen Abhängigkeit von 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, politischen und Bürger­
rechten darauf hinzuwirken, daß eine gewisse Ignoranz vieler 
Staaten in bezug auf wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte überwunden wird. Durch die Annahme der 
Resolution 40/114 der Vollversammlung und der Resolu­
tion 1986/15 der Menschenrechtskommission konnte das 
Prinzip der Einheit und Unteilbarkeit aller Menschenrechte 
im UN-System gewissermaßen etabliert werden/* Damit 
wurden günstige Voraussetzungen geschaffen, um in der 
praktischen Menschenrechtstätigkeit die auf Betreiben 
imperialistischer Staaten in den beiden Menschenrechtskon­
ventionen von 1966 vorgenommene künstliche Aufspaltung des 
inneren Zusammenhangs zwischen politischen und sozialen 
Rechten zu überwinden und zugleich zu erreichen, daß wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten die gleiche 
Verbindlichkeit zuerkännt wird wie den politischen und 
Bürgerrechten. Die Tatsache, daß die Resolution 40/114 mit 
134 Stimmen gegen eine Stimme (die der USA!) bei 19 Stimm­
enthaltungen angenommen wurde, läßt auf die Bereitschaft 
vieler Länder schließen, das Konzept von der Unteilbarkeit 
und wechselseitigen Abhängigkeit der Menschenrechte aufzu­
greifen.

2. In eine ähnliche Richtung zielt die Resolution 40/124 
der Vollversammlung zu den alternativen Möglichkeiten einer 
effektiven Menschenrechtsförderung im UN-System. Die von

Kuba vorgelegte Resolution bekräftigt das UN-Menschen- 
rechtskonzept der Resolution 32/1301 2 4 5 6 und ist auf dessen vor­
wärtsweisenden Ausbau bedacht. Begrüßenswert ist vor 
allem, daß die Resolution 40/124 auf eine Verstärkung der 
Tätigkeit der UNO in bezug auf das Recht auf Entwicklung, 
Arbeit und Bildung orientiert und — indem sie die Zusam­
mengehörigkeit und Gleichwertigkeit aller Menschenrechte 
anerkennt — einer unberechtigten Vernachlässigung der wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte entgegenwirkt.

Kontroversen zum Durchsetzungsmechanismus 
der Menschenrechte

Erneut haben Fragen der Durchsetzungsmechanismen der 
beiden Menschenrechtskonventionen von 1966 sowohl in der 
Vollversammlung als auch in der Menschenrechtskommission 
eine Rolle gespielt. Dabei prallten die an den Prinzipien des 
demokratischen Völkerrechts orientierten Auffassungen der 
sozialistischen Länder und das interventionistische Konzept 
imperialistischer Staaten aufeinander. Zwar ist in jüngster 
Zeit das Projekt, das Amt eines Hochkommissars für Men­
schenrechte zu installieren®, nicht wieder auf die Tagesord­
nung gesetzt worden. Aber das heißt noch lange nicht, daß die 
imperialistischen Staaten das Suchen nach Wegen aufgegeben 
hätten, sich über andere Mechanismen in die inneren Ange­
legenheiten von Staaten einzumischen und damit die fried­
liche Zusammenarbeit zur Förderung der Menschenrechte in 
ein Element der Konfrontation umzuwandeln. Das wird u. a. 
an folgenden Bestrebungen deutlich:

a) Tendenziell wird die Tätigkeit der durch die beiden 
Menschenrechtskonventionen von 1966 geschaffenen Organe 
immer mehr in ein formalisiertes, quasi-gerichtliches Ver­
fahren umgewandelt, dem sich die Vertragsstaaten zu keiner 
Zeit vertraglich unterworfen haben.

b) Zunehmend bedienen sich reaktionäre Kräfte des Mit­
tels der Einsetzung ihnen genehmer Spezialberichterstatter, 
um entweder Berichte mit antiimperialistischer Stoßrichtung 
zu verhindern oder über diese Institution Versuche zur Ein­
mischung in innere Angelegenheiten progressiver Staaten zu 
lancieren.

c) In zunehmendem Maße versuchen reaktionäre Kräfte, 
die Unterkommission zur Verhinderung der Diskriminierung 
und zum Schutz der Minderheiten von der durch die Regie­
rungen kontrollierten Menschenrechtskommission abzukop- 
pedn. Mit Hilfe „unabhängiger Experten“ der Unterkommis­
sion sollen Einmischungsversuche gerechtfertigt und bürger­
liche Auffassungen zu den Menschenrechtsfragen in den Rang 
allgemeinverbindlicher Richtsätze erhoben werden.

Es versteht sich von selbst, daß das Einschreiten der 
sozialistischen Staaten gegen eine solche ungesunde Entwick­
lung eine wichtige Frage bei der Menschenrechtsförderung im 
Rahmen der Vereinten Nationen ist.

*
Zusammenfassend kann man feststellen, daß sowohl die 
40. Tagung der UN-Vollversammlung als auch die 42. Tagung 
der UN-Menschenrechtskommission erfolgreich für die Kräfte 
des Friedens, des Fortschritts und des sachlichen Dialogs 
verlief. Der DDR-gelang es im Verein mit den anderen sozia­
listischen Ländern, die von der Beratung der Sekretäre für 
internationale und ideologische Fragen der Zentralkomitees 
kommunistischer und Arbeiterparteien aus 11 sozialistischen 
Ländern im Dezember 1985 beschlossene Linie der Aktivie­
rung des Auftretens zu Menschenrechtsfragen7 in die Praxis 
umzusetzen. Den durch einen tiefen Gegensatz zwischen 
Deklarationen und der Wirklichkeit des Kapitalismus 
geprägten Angriffen reaktionärer Kreise wurde die sachliche 
Darstellung der realen Verwirklichung der Grundrechte und 
Freiheiten des Menschen in den sozialistischen Ländern ent­
gegengesetzt.

4 Dazu ausführlich N. Graf, „Unteilbarkeit der Menschenrechte - ein 
neuer Anlauf ln der UNO“, NJ 1986, Heft 5, S. 181 ff.

5 Veröffentlicht ln: Schriften und Informationen des DDR-Komi- 
tees für Menschenrechte 1978, Heft 1, S. 51 ff.

6 Vgl. dazu NJ 1982, Heft 8, S. 343; NJ 1979, Heft 11, S. 477 ff. und die 
dort genannte Literatur.

7 Vgl. dazu G. Sieber, „Im Zeichen neuer Initiativen und Aufgaben 
der Bruderländer“, horizont 1986, Nr. 2, S. 5.


